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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 114 Ausgegeben Danzig, den 27. November 1935 
Ta g. Aare mr Seite 
27. 11.819355 Geſetz über Gewährung von „ a ee had ee hr era a rede 1119 


21.8,8.21935 Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten und 
Al. U. 6 p 0 nme 1120 


289 Zur Befriedung der innerpolitiſchen Gegenſätze in der Freien Stadt Danzig haben Volkstag 
und Senat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Gewährung von Straffreiheit. 
Vom 27. November 1935. 


ae 8 1 a 

Geldſtrafen bis zu 600 G und Freiheitsſtrafen bis zu vier Monaten, die beim Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes rechtskräftig erkannt und noch nicht vollſtreckt ſind, werden erlaſſen. 

Anhängige Verfahren wegen Straftaten, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begangen ſind, 
werden eingeſtellt, wenn keine höhere Strafe als Geldſtrafe bis zu 600 G oder Freiheitsſtrafe bis zu 
vier Monaten allein oder nebeneinander zu erwarten iſt. 

Iſt eine Unterſuchung noch nicht eingeleitet, ſo wird Straffreiheit gewährt. 


82 

Ferner werden auch die über die in $ 1 genannte Strafhöhe hinausgehenden Strafen, die wegen 
einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begangenen politiihen Straftat rechtskräftig erkannt und 
noch nicht vollſtreckt ſind, erlaſſen. 

Die wegen einer ſolchen Straftat anhängigen Verfahren werden, wenn eine höhere Strafe als 
die in § 1 genannte Strafhöhe zu erwarten iſt, eingeſtellt. 

Iſt eine Unterſuchung noch nicht eingeleitet, ſo wird Straffreiheit gewährt. 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden Abſätze finden jedoch keine Anwendung auf die Perſonen, die 
ſeit dem 1. Januar 1930 bereits mit einer Freiheitsſtrafe von mehr als vier Monaten oder einer 
Geldſtrafe über 600 G vorbeſtraft ſind. 

83 
Der Straferlaß erſtreckt ſich auch auf Nebenſtrafen, ſoweit ſie noch nicht vollſtreckt ſind, auf geſetz⸗ 
liche Nebenfolgen, auf rückſtändige Geldbußen und Koſten. Iſt auf Einziehung oder Unbrauchbar⸗ 
machung erkannt, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 
N 84 

Diſziplinarverfahren werden eingeſtellt, wenn ſie wegen politiſcher Verfehlungen eingeleitet und 
noch nicht rechtskräftig beendet jind; iſt eine diſziplinariſche Unterſuchung noch nicht eingeleitet, fo wird 
Straffreiheit gewährt. 

Im übrigen findet das Geſetz auf Diſziplinarſachen keine Anwendung. 

; 85 
Enthält eine Geſamtſtrafe, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes noch nicht verbüßt ift, eine Einzel⸗ 
ſtrafe wegen dieſer Straftat, für die nach dieſem Geſetz Straferlaß gewährt wird, oder mehrere der⸗ 
artige Einzelſtrafen, ſo wird der Teil der Geſamtſtrafe, der nach dem Verhältnis der verwirkten Einzel⸗ 
ſtrafen auf die Straftat entfällt, von der Geſamtſtrafe abgezogen. 


86 
Darüber, ob die Vorausſetzungen zur Anwendung dieſes Geſetzes vorliegen, entſcheidet im Straf⸗ 
verfahren ($$ 1 und 2) die mit der einzelnen Sache z. Zt. befaßte Behörde; anſtelle des Berufungs- 
oder des Neviſionsgerichtes tritt das Gericht erſter Inſtanz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 12. 1935.) 


1120 


Gegen diesen Entſcheid iſt die ſofortige Beſchwerde gegeben. Über ſie entſcheidet ein vom Gerichts- 
präſidenten zu beauftragender Richter. Die Staatsanwaltſchaft iſt vor jeder Entſcheidung über die 
ſofortige Beſchwerde zu hören. 

Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 

87 

Die Vorſchrift des § 6 findet auf Diſziplinarverfahren ($ 4) entſprechend Anwendung. Jedoch 

entſcheidet über die ſofortige Beſchwerde das zuſtändige Diſziplinargericht. 


88 5 

War das Verfahren auf Privatklage eingeleitet, ſo werden die Koſten des Verfahrens W 

geſchlagen. Die dem Privatkläger oder dem Beſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen kann 
das Gericht angemeſſen verteilen oder einem von ihnen ganz auferlegen. 


8 9 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 27. November 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


290 c Geſetz 

zur Abänderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten und neben⸗ 

amtlichen Senatoren vom 2. Februar 1923 (G. Bl. S. 171) und vom 19. 2. 2020 (G. Bl. 8. 39% 
Vom 21. Auguſt 1935. 


Artikel I 
Der $ 2 erhält folgende neue Faſſung: 

Die Aufwandsentſchädigung beträgt für diejenigen Abgeordneten, die innerhalb des 
Stadtbezirks Danzig und der von dort durch Straßenbahn oder Vorortbahn erreichbaren 
Ortſchaften wohnen, monatlich 50 G, für die übrigen Abgeordneten 75 G. 

Der Präſident des Volkstages erhält eine weitere Aufwandsentſchädigung von 100 G, 
die beiden Vizepräſidenten eine ſolche von je 50 G monatlich. 

Artikel II 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1935 in Kraft. 
Danzig, den 21. Auguſt 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiereinski⸗Keiſer 


291 Berichtigung 

Die Nr. 113 des Geſetzblattes, ausgegeben am 19. November 1935, iſt wie folgt zu berichtigen: 

1. Auf Seite 1069 it bei der Verordnung über den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem 
Wirtſchaftsvertrag zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich uſw. in dem Inhalts 
verzeichnis und in der Überſchrift der Verordnung zwiſchen die Worte „über den“ und ee 
das Wort „vorläufigen“ einzuſetzen. 

2. Auf Seite 1069 iſt im 8 1 Abſ. 1 und im $ 2 der gleichen Verordnung das. Wort „voctäufig! 
einzufügen vor dem Schlußwort „bei“ und den Worten „in Kraft“. 

3. Auf den Seiten 1115 und 1117 iſt die Einleitung zu der erſten und zweiten a 1 
ordnung wie folgt zu faſſen: 

„Auf Grund des $ 3 der Verordnung über den vorläufigen Beitritt. 2 

4. Auf Seite 1118 muß es im § 2 Zeile 3 anſtelle der Worte „Ausfuhr der auf die Freie Stadt 
Danzig entfallenden Anteile“ heißen: „Ausfuhr hinſichtlich des 8 die Freie Stadt Danzig ent⸗ 
fallenden Anteiles“. 

Danzig, den 21. November 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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